
WienerRathausKorrespondenz.
Berausgeberundverandm.RedakteurGranzMicheu¬

Dien.I .NeuesRächaus
1 .Au ra 0*s

Jal25 gang .WieA, Dienstag ,15 . 1918Apr N9171.P — —12 — — * —- - ¬ - - - - ¬
NeitereApprovisionierungsmasshahmender Gemeinde.In derheutigen
StadtratsitzungberichteteBGM.Dr .Weiskirchnerüberdenweiteren
AusbauderstädtischenApprovisionierungseinrichtungen,umdieeigene
ProduktionzuhebenunddamitWieninHinkunftbessermitNahrungsmitteln
versorgenzukönnen.EswerdenzudiesemZweckeeineReiheweiterer
GüterundeingrosserGrundbesitzvonderGemeindeWienerworbenwerden.
Der Grundbesitz liegt knapp vor den Toren Wiens und hängt mit dembis¬
herigen Besitze der Gemeinde ,der Lobauund des Gutes Sachsengangzusanm
men .Es handelt sich hiebei umdie Pachtung der habsburgischlothringi - ¬

schenFamilienfondsgüter ,Ort . d .DonauundMannersdorfundder :
DreherischenOekenomienMannswörth ,Schwechat ,Ranmerdorf ,Pellendorf
undGutenhof .Dadie Lobaubereits zur Gänzein denBesitzderGemeinde
Wienübergegangenist ,wirddurchdie ErwerbungdiesesneuenGrundbesitzes
fast dasganzeLinkeDonauufermächstWienfürApprovisionierungszwecke
der Stadt herangezogenwerden .DasAusmassder neuerwerbenenGrundkomple-¬
xe beträgt mehr als 182000Joch .Auf das Gut Ort . . Domauentfallen

12 . 000Joch ,auf das GutMannersdorf4500Joch undauf denDreherschen
Besitz 2000Joch .

Der Bürgermeistererstattete auch einen Bericht über dieBeteiligng
der Gemeindean der neuzu gründendenEinfuhrgesellschaftfürGetreide
und Futtermittel ,an der auch der Bundder deutschen Städte ,die
Mühlenverbände,dieKonsumentenorganisationen. . w.beteiligtsind.
Der Zweck der neuen Gesellschaft wird die Einfuhr hauptsächlich übersee - ¬

ischenGetreidesundüberseeischerFuttermittelsein .DasStammkapital
wir9 MillionenKronenbetragen.

2 .Ausgabe .
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Die Ferderungen der städtischen Buchhaltungsbeamten .Die Beamten derStadt - ¬
buchhaltung hielten Senntag im Gemeinderatsitzungssaal ihre Hauptversammlung
ab ,welcheven fast allen Angehörigendieses Status besucht war undder
auch StR .Angermayerund GR .Meisl beiwehnten .Oberrevident Adamverlangte
die Gleichstellung der Buchhaltungsbeamten mit denBürgerschullehrern

hinsichtlich der Verrückungsfristenundder 30 jährigenDienstzeit ,eine
ErhöhungderschlüsselmässigenAufteilungderOberstellenunderhöhte
Leiterzulagen .OberrevidentMüllnerwünschte ,es mögedieselbstständige
unabhängigeStellungderStadtbuchhaltungas vomGemeinderatebestelltes
Kontrellergan im Status deutlich zumAusdruckkemmen .Er besprach diein
VorbereitungbefindlicheSezialisierung,diedenBuchhaltungsbeamtenneue
Aufgabenzuweisenwerde .OberrevidentRepperbetentedie Bedeutungder
Stadtbuchhaltung ,deren Beamtedie einzigen kaufmännischgebildeten
Facherganeder Gemeindeverwaltungseien .Dadie jetzt imDienstestehenden
Beamteninfelgeihres Pflichtenkreisessich ein höheresFachwissendurch
Privatstudium aneignen mussten ,soll die höhere Verbildung (Expertakademie ,
allgemeine Abteilung ) für den Nachwuchsobligaterisch werdenundals
Anstellungserferdernis gelten .OberrevidentMarkertbezeichnete einemederne
ReerganisationderStadtbuchhaltungunddesKassendienstes,sowiedie
AusarbeitungeinerGeschäftsordnungals notwendig,undferdertedieEinrich-¬
tung eines Studienbüres .Andie einzelnenBerichte schless sich eineleb - ¬
hafteDebatte,inderGR.Meislerklärte,daseralscheamligerstädtischer
Beamtermit seinen Sympathienganz auf der Seite der Beamtenstehe ,für

derenForderungenermitallenKräfteneintretenwerde.DerObmenndes
stadträtlichen Kemiteeszur Beratungder Massnahmenzugunstenderstädtische
AngestelltenStR .AngermayerwiesaufdieSchwierigkeitenderVerhandlungen
diesesKemiteeshin ,dasnachlangwierigenPeratungenverdemAbschlusse
seinerArbeitenstehe .EsseiwinmöglichstdirekterAusgleichder
widerstreitlichenInteresseneireichtworden.Erwissesehrwehl,dassdie
Gehaltserhöhungenden Angestellten selange keine ausreichende Hilfebieten
werden ,als nicht der Abbauder Preise der LebensmittelundBedarfsartikel
durchgeführt sei und die Kaufkraft des Geldes geheben werde .Namensdes
Verbandesder Fachvereineder städtischenBeamtenbesprachMagistratssekre-¬
tär Dr .Siegmethdas Ergebnisder bisherigen Verhandlungen ,in denenden
ForderungenderBuchhaltungsbeamtenfastzurGänzeRechnunggetragenwurde.
DieVersammlung,in der die Notwendigkeiteiner straffenOrganisatien
allerBuchhaltungsbeamtenalsdringendstnetwendigbezeichnetwurde,fasste
imSinnedererwähntenBerichteseineBeschlüsse.

KarteffelnundzwaråkgproKopfabgegeben.AbgetrenntwirdderAbschnitt
I derKartoffelkarte .

DieLiebesgabenverteilungim14 .und15 .Bezirk .DerNachtragderLiebes-¬
gaben für den 14 .und 15 .Bezirk kommtDonnerstag ,16 . . M.imFrauenarbeits

kemitee14. BezirkGrimmgasse40zwischen2und5Uhrnachmittagszur
Verteilung .

Die Regelung der Arbeitszeit in den städtischen Betrieben .Bekanntlichhat
die GemeindeWienin denfabriksmässigenBetrieben ,wie in den Gas -und
Elektrizitätswerken,in derWerkstättederStellwagenunternhmung,imBrau-¬
hause ,in denLagerhäusern ,in der Hauptwerkstätteder Strassenbahnundin
denanderenBstriebenanderStrassenbahn,sewiein denSteinbrücheninOber-¬
österreichdie48stündigeArbeitswocheeingeführt.Inderheutigen
StadtratsitzungberichtetenunStR.VaugeinüberdieEinfuhrungdesAcht-¬
stundentagesin denanderenBetriebenderGemeindeWien.DerganzeBereich
derstädtischenBetriebeundAnstaltenimweitestenSinneundindiesen
alle Kategeriender Angestelltenmit Ausnahmeder Beamtenwurdevondem
zurRegelungdieserFrageeingesetztenKomiteein denAreisderEr-¬
wägungengezogen .Wennin denmeistenBetriebendie Beschränkungder
täglichenArbeitsdauerin FormdesAchtstundentagesoderder
48Stunden- Wocheehneweiteresmöglichwar ,sowardiesinanderen
Betrieben ,bedingtdurchdieVerhältnisseeinerlängerenInanspruchnahme
des Fersonales und dadurch ,dass es sich vielfach umeinen blessenBereit - ¬
schafts - ,Inspektiens -oder Aufsichtsdienst handelt ,schwierig .Selche
Verhältnissekemmen. B.bei denWehlfahrtsanstaltenundbei denver - ¬
schiedenen Aufsichtsdiens ten des Stadtbauamtes in Betracht .Es wardaher
eine allgemeineRegelungder Arbeitszeit nicht möglich ,es musstevielmehr

jederBetriebfür sichbehandeltundeft auchin demselbenBetriebdie
verschiedenenKategeriendabeibesendersin Betrachtgezogenwerden.
NachdemAntragedes Refsentenwurdedåe Durchführungder Regelungder
Arbeitszeitsefertbeschlessenundmussbislängstens15 .Maibeondet

sein .Ein besenderesVerdienstbei der Regelungder Arbeitszeit inden
städtischen Betrieben keamtdemPerichterstatter StR .Vaugeinzu ,dessen
diesbezügliche Anträge einstimmig angenommenwurden .

Karteffelabgabe ,nsuerKarteffelpreis .DieKartoffepzuschübeausDeutsch-¬
österreich habenseit längererZeit gänzlichaufgehört .DieGemeindeWien

ist bei der Versorgngder Bevölkerungmit Karteffeln ausschliesslichauf
ausländischeZuschübeangewiesen .DieSteigerungder Einkaufspreisedieser
WarezwingendieGemeindeWien ,miteinerNeufestsetzungdesKleinverschleiss
preises verzugehen ,umihre Selbstkesten wenigstens teilweise zudecken .
Der Kleinverkaufspreis der städtischen Karteffeln wird daher venDonnerstag ,

17 . . M.angefangenmitK . 80für daskgfestgesetzt .Dennerstag,Freitag
undSamstagwerdenim 10 . ,11 . ,14 . ,15 . ,16 . ,17 . ,20 .und21 .Bezirk

WienerGemeindarat .
Sitzungvom15 .April1919.

BürgermeisterDr .WeiskirchnerberichtetüberdieMitteilungderVer-¬
treter der italienischen Militärmissien ,betreffend dieLebensmittelaus-¬
milfefür die ArmenWiens . .DieitalienischenAbgesandtenerbatensich
VerschlägeüberdieArtderAuufteilungundes wurdeihnenvorgeschlagen,
zunächst die drei Gruppender Mindestsemittelten ,weiters dieeffenen
Kriegsküchen,wieauchdieArmenausspeisungundeventuellauchdieTeilnehme
derGemeinschafts-undBetriebsküchenzuberücksichtigen.Dieitalienische
Osterspendebesteht aus insgesamt30 WaggenReis ,der nachdenbereits
bekanntenAnerdnungenzurVerteilunggelangt .DerBerichtdesBürgermeisters
wurdezur Kenntnis genommenund ihmdie Ermächtigungerteilt ,namensdes

GemeinderatesdemGeneralSegrefür dieseSpendedenwärmstenDankder
netleidendenBevölkerungWienszumAusdruckzubringen.

BGM .Dr .Weiskirchner teilt mit ,dass seit dem letzten erstatteten

Berichte12weitereLeistungenaufdemGebietederNetstandsarbeitenzur
Ausschreibung gebracht wurden .Die für die Anbetsverhandlungen in Betracht

kemmendeGesamtsummestelltsichaufrund1,257. 000Krenen.UnterBerücksich
tigung des in demersten Berichte angeführtenBetragesbeziffert sichdie
GesamtkestensummederbisherzurAusschreibunggelangtenfürdasBaugewezbe
eineVerdienstmöglichkeitschaffendenArbeitenmitrund ' 5Millienen

Kronen .

GR.DepplerinterpelliertmitBeziehungaufeineNachrichtinderVae
Presse,diebesagt,dassdenBeamtenderStadtWienimneuenGesetzenicht
das passiveWahlrechtzuerkanntwird ,obder Burgermeisterbereit ist ,die
Oeffentlichkeituberdie UnrichtigkeitdieserBehauptungaufzuklären .

BGM.Dr .Weiskirchner :Es ist mir nicht bekannt ,wasimGrazer
Gemeinderatgesprochenwordenist .Ichkannnursagen ,dasswennjaetwas
derartigesgesprechenwurde ,es nicht denTatsachenentspricht ,dennbeiun
habenalle städtischenAngestelltensewohlimGemeinderat-als auchim
LandtagnachdenbekanntenGesetzendaspassiveWahlrecht.

GR .Gabråele Walter fragt den Bürgermeister ,ob er gewillt ist ,seinen
EinflussEinflussdahingeltendzumachen,dassin HinkunftFrauenals
städtischeoderstaatlicheAngestellteauchweiterhindie Dienstleisturgon
imErnährungswesenherangezogenwerden.

BGM.Dr .Weiskirchner:Esist zweifelles ,dasskünftighinauchdie
Frauen auf diesemGebiet Arbeit erhalten werden .Bei dieserGelegenheit
möchteich mirdie Bemerkungerlauben ,dassdie Frauenhilfsaktionformell
ihreArbeitals beendeterklärthat .IchhabedaraufhindieFrauen
ersucht ;auch weiterhin tätig zu sein ,bis der neueGemeinderat
eine neue Form der Frauenfürsorge gefunden hat .Ich kann nur bei dieser
Gelegenheit nechmals den Frauen den besten Dankaussprechen undihrer

Opferwilligkeitmitdenensie imöffentlichenBienstgewirkthabenlebend
cnerkennen .

GR.SchaferrichtetmitRücksichtdarauf,dassheuerdieSommerzeit
nichtzurEinführunggelangt ,andenBürgermeisterdieAnfrage ,ober
geneigt ist ,massgebendenOrtes seinen Einfluss geltend zu machen ,dass
ab Östern die Sperrstunde der Gastwirte bis 10 Uhr und ab 1 .Maibis

11Uhrverlängertwird.
BGM.Dr .Weiskirchner:IchwerdedieseInterpellationdemStaatsamte

unddemPelizeipräsidiumübermitteln.



GR .Schäfer interpelliert unter Hinweis ,dass schon jetzt die Vor - ¬

kehrungenzu treffen seien ,dass der nächsteWinterin derKehlenversorgung
nicht wieder dieselben Schwierigkeitenbringe ,wie der verflessene ,den

Bürgermeister,einenKreditinAnspruchzunehmen,derhinreicht,umausses
denBedarfder städtischenBetriebean Kohleaucheine Reservefürdie
Bedürfnisse der Fabriken und der handwerksmässigen Betriebe anzulegen und

fragt ,obderBürgermeistergewilitist ,dasErferderlicheimnächsten
Veranschlageder Gemeindezuveranlassen.

BGM.Dr .Weiskirchner :Die BeschaffungvonKehleist keineGeldfrage .
sendernhauptsächlicheineProduktiensfrage .DieGemeindehat keineKesten
undkeinRisikegescheut ,um ,wennes möglichwar ,Kohlezubeschaffen;
es wirdan diesemStandpunkteauchweiterhinfestgehalten .Obes abermög-¬
lich sein wird ,auchnur annäherndsolche Kohlenvorrätefür denWinter
bereitzulegen ,wiein denVerpahren,hängtausschliessslichvenderProduk-¬
tion der Kehle ab .Die Erledigung dieser Interpellation wirdnicht
mehrmeineAufgabeseum ,vielleicht gehörtaberder HerrGr .Schäferdem
neuenGemeinderatean unddannsoll er denneuenBürgermeisterinterpellie

ren .

GR .DepplerrichtetunterBezugnahmeaufdenanlässlichderFeiertage
stattfindenden Osterverkauf ven Fleisch und Speck in derGressmarkthalle
und auf die bei selchen Verkäufen zutage Fretenden Szenen an den Burger - ¬

meisterdie Anfrage ,ober geneigtist ,dahinzu wirken ,dass beimfall
welsenVerkaufgrösserer Mengenven LebensmittelnvomZentralverschleisse
in derGrossmarkthalleabgeschenunddie Abgabedezentralisiertwird.

BGM-Dr .Weiskirehner :In dieserBeziehungist schonvorgeargt
wordenundwirdbereits in dieserWocheeineweitgehendeDezentralisie-¬
rungplatzgreifen.

ER.Rummelhardtfragt . ,obderBürgermeisteræwilltistso-¬
gleichbei derStaatsregierungdie notwendigenSchritteeinzuleiten
dass jede Zuwanderungvon Flüchtlingen hinantgehalten werde .Ebenso

wäreeshöchsteZeit ,dieehemaligenFlüchtlingeausPolen ,dievonJahre
1914sichin Wienaufhaltenodersichin irgendenerFornhierange-¬
siedelthaben ,auszuweisen.

BGM.Dr .Weiskirchner :Auchdie Staatsregierunghatbereits
eine Wahrnungvor demZuzugnachWienerlassen .Selbstwrständlichwerden
auchwirgezwngensein ,Massnahmenzu treffen .Wennalle Ländersich
gegenuns absperren ,müssenauchwir Massnahmentreffen ,uns gegenden
Lebensmittelmangel und die Wohnungsmot zus chützen -Diese Frage wird

morgendenStadtratbeschäftigenundeswirddortvohleinensprechender
Beschlussgefasstwerden.

GR.SchimekinterpelltertwegenderPflasterungderHeröstara-¬
e vomGürtel bis zur Neumayerstrasseundwegender Einstellungder
LinieGinderStreckePanikengasse- Fe-ßtgasse,Rosensteingasseund
zurücküberdie TauberstrassezurHerbststrasse .

BOM.Dr .Weiskirchner :Ich werdediesebeidenAnfragender
Strassenbahndirektionübenmitteln undsie als Antragbehandeln.

GR.Depplerweistin einerAnfrageaufdieZuständehin ,diesich
beidenAusgabestellenfürReisepässeundBescheinigungendertscheche-¬
slevakischenGesandtschaftinfelge des gressenAndrangesabspielenundfrag
ob der Bürgermeister geneigt ist ,an kempetenter Stelle die nötigenSchrit - ¬
te zu unternehmen ,damitdiese Uebelständebehebenwerden.

BGM.Dr .Weiskirchner :Ich werdedieseAnfragedemGesandtenTusar
zur Kenntnisbringen ,da es wirklichunerhärtist ,wasdie Parteien ,die
sich umReisebewilligungenbewerben ,erduldenmüssen.

4
HummelhartstelltfolgendenAntrag:Wit. Rücksichtaufdieübergras
s undStellenlesigkeit der Heimwelchebraf undtreu verdem

Feindegedient haben ,wolleder Gemeindsatbeschliessen ,bis aufweiters
ur nachWienzuständige ,mitdemKarlTruppenkreuzausgezeichneteHeimkeh
rer in den Dienst der GemeindeWienals Arbeiter ,BeamteundLehrer

aufzunehmen ,
GR.HansPreyerstelltfolgendenAntrag:DerGemeinderatwelle,gleich

wisdies andereStädtebereits längst getan ,zumwirksamenSchutzeder
bedenständigenundnetleidendenBevölkerungWiensan zuständigerStelle
die geeigneten Schritte unternehmen ,damit endlich die währenddesKrieges
als Flüchtlinge eingewanderten und als Ausländer zu betrachtenden Personen

aus den östlichen Natienalstaaten ehestens und unbedingt die Stadt Wien

zu verlassenhaben.
GR .Rummelhartbeantragt :Es ist eine städtische Zentralstelle zu

errichten ,welchesämtlichestädtischenAnstalten,Kriegsküchen,humanitäre
Vereine ,Kinderverköstigungen ,( Ausspeisungen ,Frühstück ,Kinderkriegs -¬
küchen . . . )Privatwaisenhäuser und Versergungshäuser mitLebensmitteln

zu beliefern hätte .Es wäre dabei auch die Belieferung der Gemeinschafts - ¬
und Betriebsküchen ,sowie der Konsumentenerganisationen durch diese
ZentraleinsAugezufassen.

GR .Geheutbeantragtdie Erbauungeiner Deppelbürgerschuleaufdem
Heu -undStrehmarkteunddie beschleunigteDurchführungderAdaptierungs-¬
arbeiten in denfreigewerdenenSchulendes 5 .Bezirkes .

GR .Depplerstellt den Antrag ,die Magistratsdirektien ,bezw .das
Stadtbauamtzu beauftragen ,ehestens einen Bericht dahingehendvorzulegen ,

dassauchin denälteren BürgerschuleneigeneLehrzimmerfür denPhysik-¬
undChemieunterrichtgeschaffenwerden.

GR .Vaugeinstellt in grundsätzlicherGenehmigungder vomVerbandeder
städtschen AngestelltenvergeschlagenenFürsergemassnahmenfolgendeAnträge :
DerBeschlussdesGsmeinderätlichenVerhandlungskemiteesaufBewilligung
eines 20 MillienenKredites zur Beschaffungbilliger Lebensmittelund

Bedarfsgegenstände für die städtischen Angestellten und die Widmungeines
TeilbstragesdiesesKreditesven10MillienenKrenenzurVerbilligungder
Abgabepreisewirdgenehmigt,undderMagistratangewiesen,dieeinvernehm-¬
likh mitdemVerbandezur DurchführungdiesesBeschlussesundzumAusbau
dauernderWirtschaftseinrichtungenfür städtischeAngestellteberufene
" Amtsstelle der Wirtschaftsbetriebs für städtische Angestellte " zuerrikk
ten .DasvomVerbandevorgelegte Projekt einer Entschuldungs -und
KredithilfsaktienimWegeeiner auf demGrundsatzder Wechselseitigkeitund
Selbsthilfe bermhenden gemeinnützigen Kreditanstalt wirdgrundsätzlich

genehmigt,undderzudiesemZweckeeingesetzteAusschussermöchtigt ,die
Verarbeitenzupflegen .DieGemeindeist bereit ,dieWehnungsfürsorgefür
städtischeAngestellteungesäumtinAngriffzunehmenunddasWehnungsamt
angewiesen ,umgehenddas Einvernehmenmit demAngestelltenverbande
behufs Ausarbeitungkengreter Vorschlägezu pflegen .Der Magistratwird
beauftragt,dieFürsergefürstädtischeAngestellteundderenAngehörigein
Erkrankungs -und Sterbefällen zuorganisieren .

GR.DavidbeantragtdieVerbindungsstrassezwischendemFlötzersteig
undder Steinhefstrassewiederzu eröffnenoder ,falls dies nichtmöglich
sei ,mitdenGrundbesitzernVerhandlungenbetreffsErrichtungeinerneuen
Verbindungenhenzuleiten .

. . BERMANNstellt folgendenAntrag :DieBestimmungender
VollzugsanweisungendesdeutschösterreichischenStaatsamtesfürsoziale
Fürsorgevom14 .Februar1919betreffenddieUnterstützungderarbeits-¬
losen ArbeitergestshendenArbeitslosenderenFamislienmitgliedernoch
imBezugedesstaatlichenUnterhaltsbeitragessind ,wohldenvorgesehe-¬
nenBetragvon . - Ktäglichzu ,dochsinddieFamilienmitgliedervonder
Familienzulagein der Höhevon . - Kpro Tagausgeschlossen . DerBeschluß

derGemeindeWienderdenstaatlicheUnterstützungbeziehendenarbeits-¬
losen Familienernährern K . -pro Tag Zuschuß gewährt ,hat eine Ba¬

unggemäßwelcherdieser mit K . -bemesseneFamilienzuschußjenes
Familien nicht gewährt wird ,die im weiteren Dezug des staatlichen Un¬
terhaltsbeitrages stehen wie dies vornehmlichbei denarbeitslosen

imZusammenhangemit den§ 3 der zitierten Vollzugsanweisungist geeig-¬
net die FamilienderKriegsinvalidensehrzuschädigen .ImGegensatz
zuderselbstverständlienenAnschanung,daßInvalidewohlerhöhten
AnspruchaufSchutzdesStaatesundderGemeindehabensollten ,sind
die Familien der Kriegsinbaliden mitunter in einemgeringeremUnter - ¬

stützungsbezugals die gesundenarbeitslosenArbeiter .Ausallendiesen
Gründenwirdder Antraggestellt ,der BeschlußdesGemeinderatesvom
27 .Februar1919Punkt5 der Durchführungsbestimmungenwirddahinabge-¬
ändert ,daßdervonderGemeindevorgeseheneFamilienzuschußimAus¬¬
maßevon . - Kdemarbeitslosen Kriegsinvaliden im vollemAusmaßerück - ¬
wirkend ab demersten Tage der erstmaligen Zuwendungohne Rücksibhtauf
den Bezugdes staatlichen Unterstützungsbeitrages gewährtwerden .

EswirdhieraufandieErledigungderTagesordnunggeschritten.
VBOM.HossübernimmtdenVorsitz .

BGM.Dr .Weiskirchnerberichtetüberdie bereitsbekanntenfinan
ziellenVorsorgenderGemeindeWienundführtaus: Nshandeltsichum
eineVorsorge,damitdieKassagebahrungderGemeindeWienfürdienächsten
Monatesichergestellt wird .Wennwir uns das Kalendariumdernächsten
Zeit vergegenwärtigen ,wird erst anfangs Juni der neugewählteGemeinde-¬
rat sichmitsachlichenBeratungenundBeschlussfassungenbeschäftigen
können .Ich halte es für meineunddes provisprischenGemeinderates
Pflicht ,die ungestörte Kassagebahrungin der Gemeindebis End eJuni

sicherzustellen .ZudiesemZweckeist einentsprechenderBetragauf- ¬
zubringen .Vonden 250 Millionen KronenAnlehendes Vorjahreshaben

wirrachRefundierungdesVorschussesvomInvestitionsanlehendesJahres
1917123MillionenKronenzurVerfügunggehabtundgeglaubt ,bisEnde
Juni 1919 das Auslangen zu finden ,Wasniemandvoraussehen konnte ,ist da

rapide lawinenartige Anschwellender Gehalts -undLohnforderungenund
als Gegenstückdazu ist weit und breit kein Abbauder Freise zusehen ,
im Gegenteil ,wir leider noch fortwährendunter der Steigerungder
wichtigen Lebensmittel .Infolge dieses Umstandes ist esgekommen ,

dasswirmitdemRestdesAnlehensdasAuslangennurhis Jetztfinden
konnten.Wirmüssenauchdamitrechnen,dassnochindiesemMonatüber
die Forderungender Angestellten und Arbeiter berichtet werdenwird ,

unddass aussereinemeinmaligenBeitrageine Ratefür 2 Monatezu
deckenist .Wirglaubenuns werpflichtet ,die Kassagebahrungbie
EndeJunisicherzustellenundich habeIhnenzweiVorschlägezuunter¬
breiten .. ,dasswirausdenInvestitionsanlehendesJahres1917
einen neuerlichen Vorschues von 50 Millionen Kronennehmengegenden ,
dassdieserausdernächstenAnleihewiederrefundiertwird .Einen
höherenVorschusszunehmen,findeich nichtempfehlenswert,weilich
derMeinungbin ,dasswiederSymptomederWiederaufrichtungdeswirt-¬
schaftlichenLebenssich zeigen .Wirhabenschonum . 7Mi' lionenKronen
Arbeiten vergeben und es muss die Gemeindeverwaltungschon nochweitere

Arbeitenvergeben .Esmussfür die Gemeindeverwaltungein grosserLe¬
trag für Investitionen reserviert sein ,und wir dürfen keinengrösseren
Vorschuss ,als 50 Millionen Kronen entnehmen .Wir müssen dahernoch
eine weitere Massnahmeunternehmenund da lagt der Antrag vor ,eine
Kontokorrentschuldvon 50 Millionen FronenzumBankzinsfuss beider
Länderbankaufzunehmen ,odereventuell gegenWechselbis August. c .
woder Gemeinderatdannin der Lagesein wird ,weitergehendedefintive
Massnahmenzubeschliessen .Esist salbstverständlich ,dassauchge



trachtet werdenmuss ,die dauerndenMehrauslagen ,durchdauerndeNehrain¬
nahmenzu decken .WirhabenneueSteuerneingeführt ,dieLustbarkeits¬
steuerunddieWertzuwachssteuer,wennwirDuchdurchdenStaatanmich¬
tigenEinnahmequellenbehindertwordensind .EswirdSachedesheuen
Gemeinderatessein ,nenekichtlinienfür dieko- mmnaleSteuerpolitik
zubeschliessen .UnsereAufgabeist es ,für dieseZeitschonVorbereitun
genzutreffen .DerStadtrathat ein eigenesKomiteeingesetzt ,welches
sich mit dieser Fragezu befassenhat .Heutesehnnsind wirwerpflichtet ,
andieStaatsverwaltungvorallemeinenachdrücklicheForderungzurich .
ten ,das ist der Rückersatzfür die wonder GemeindegemachtenKriegsauslg
gen ,welchekeineswegsimWirkungskreisder Gemeindebegründetsind .
Wirhabenüber 24 Millionen KronenMilitäreinquartierungslasten getmgen

undüber 27 MillionenKronenandereKriegsauslagengemacht .Esmuss

nachdrücklichstdieForderungerhobenwerden,dassdiese51Millionen
chestens der Gemeindezurückerstat tet werden .( Zustimmung )Diezweite

Forderung geht dahin ,dass wir de Zuschlagsmöglichkeit für die Perso - ¬

naleinkommensteuererhalten .Ich habeschonbei einemReferate ,dasich
vor 1 bis 2 Jahren erstattet habe ,der UeberzeugungAusdruckgegeben ,
dass die Stadt Wiennicht anders ihre Finanzenwird in Ordnungbringen
können ,wenn wir nicht zu Schläge zur Personaleinkommensteuer beschlies¬

sen undeinführenkönnen .EineweitereForderunggeht dahin ,dass unsdie
Verzehrungssteuern und Realsteuern in Wien als städtischen Steuern über
wiesen werden .Die Verehrungssteuer ist eine reine lokaleKonzumsteuer

welchenurvonderWienerBevölkerunggetragenwird .SiehatimKrier
13MillionenKronen ,imFrieden24bis 25MillionenKronengetragen.
AuchdieRealsteuermsindlokaleSteuernundwürdeneinenBetragvon
60 MillionenKronenabwerfen .Diese Forderungass schonheuteerhobe
werden ,weilgewisseVerhandlungenmitderStaatsregierungeinenlänge
ren Zeitraumbeanspuchen

ImUebrigendarfdieFinanzlagederGemeindeWiennichtallzu- ¬
schwarzangesehenwerden .Es ist natürlich ,dass ausserordentlicheZeiten

wie wir sie überhaupt kaumin der Geschichte der Menschheit erleht haben ,

auchausserordentlicheAuslagenerfordern ,dassdiesedurchausserordent¬
liche Mittel gedecktwedenmüssenunddass nicht die Gegenwartallein
herangezogenwerdenkann ,umdiese Auslagenzu decken ;dass auchnoch
EnkelundUrenkelzahlenwerden ,damitsie aucheineErinnerunganden
unseeligenWeltkrieghaben,bedarfkeinerweiterenDickussion.Der
Bürgermeisterstellt schliesslichfolgendeAnträge: :

1 .zu genehmigen,dass50MillionenKronenvorschussweiseaus
demInvestitionsanlehenvomJahre1914 ,Emmission1917entnommenwerden;

2 .dass eine Vereinbarungmit der LänderbankwegenEröffnung
eines Kontokorrentkreditesvon50 MillionehKronenzumBankzinsfusse
getroffenwird ,

3 .mit der StaatsverwaltungunverzüglehVerhandlungeneinzu-¬
leiten ,dass der GemeindeWiendie Einhebungvon Zuschlägenzurstaat - ¬
lichen Einkommen- steuergestatet unddie bisherigen staatlich enReal¬
undVerzehrungsstenernimWienerGemeindegebietüberl assenwerden,

4 .an die Staatsverwaltungneuerlich .mit der dringlichenFor- ¬
derung auf Rückersatz jener Auslagenheranzutreten ,welchedieGemeinde
WienwährenddesKriegesimstaatlichenInteressezunachengezwugenwar.

DieseAnträgewerdenahneDebatteangenommen.
StR .Vaugeinberichtet über denAbänderungsentwurfdesGesetzes

vom31 .Juli1917 ,betreffenddieRegelungderRechtsverhältnissedes
LehrerstandesandenöffentlichenWienerVolksschulenundBeantragtnach-¬
folgenden Entwurf ,der provisorischen LandesversammlungvonNiederöster -¬
reichverzulegen:§ 1 )FürdenSchulbezirkWiensindvem1 .Mai1919an
dieBezügederaktivenLehrpersenen,derenRuhegenüsseunddieVersorgungs
gesnüssederHinterblietehen nsbesondersauch unter Anrechnungder

KriegsmehrdienstzeitgemässdenvomWienerGemeinderatfestzusetzenden
Bestimmungenzuzuerkennungenundflußsigzumachen.§ 2 )MitdemVollzuge
dieses Gesetzes sind die Staatssekretäre des Innern und für Unterricht

betraut ,die mit der Durchführungdie . 3 .Landesregierungbeauftragen . ,
§ 3 )DiesesGesetztritt mit demTageseiner KundmachunginKraft
DieseAnträgefandendie Zustimmungdes Semeinderstes .ZumWortewar
niemandgemeldet.

NacheinemBerichtedesVizebgm. HaINwirdderBeirittder
GemeindeWien ,städt .Kohlenverkaufzuröst .Kohleneinfuhrgesellschaft
genenmigt.DerBerichtüberdieErrichtungderSchweinemastanstalt
PernhofenwirdzurKenntnisgenommen.

Der Bericht des . B .Rain über den mit demRealfidekommis
JoslowitzüberdenPachtvertragwirdgenehmigt .undderMagistratbeauf-¬
tragt überdie rechtliche Konstruktiondes Vertragsverhältnissesehestens
zuberichten .

. . Reumannberichtet über die Gewährungeines Kredites von3
Millionen Kronenzur Anschafgungvon Schuhenfür Arme ,die wie inden
früherenJahrenohneUnterschiedderZuständigkeitauchimJahre1919/20
zur Verteilung gelnagen sollen .Der freihändige Einkauf wird demMagistrae

zugewissenundwerden,umeineUebervorteilungderGemeindehinaanzu-¬
halten Sachverständige aus dem Gemeinderate dem Geschäfte beigezogen

werden .
NacheinemBerichtedesSt . R.VaugoinwerdenRäumeimAmtshause
des XIII .Bezirkes für eine Lebensmittelstelle der städt .Angestellten

überlassen.
. R.Dr .Haasberichtet überdie Bewillügungvon1800Kronen

zur Anschaffungeiner Monstranzefür die Pfarrkirche in St .Othmarim
III .Bezirke .Die bezüglichen Anträgewerdenangenommen .

. R.Dr .Haasberichtetüberdie RegulierungdesStatusder
AAmtsärztedie dadurchauch in eine entsprechendeStellung zu denKon- ¬
zepstbeamten und den Veterinäramtsbeamten kommensollen .

. R.Dr .Grünerklärt sich unterVorlageeinverstandenundwünscht
daßauchdie Armenärztebei der RegulierungBerücksichtigungfinden .

GR .Loewenstein :Die vorliegenden Anträge sind Anregungen ,die ichin
verschiedenenGemeinderatssitzungengemachthabeunderst am10 .Juni1918
habe ich eine Keihevon Wünschender Aerzteschaft vorgebracht ,die abheu- ¬
te nur zumTeil erfüllt sind .DieSystemisierungder viertenRangsklasse
für den Oberstadtphysikus und der 5 ,für die Physiei sind in demheutigen
Antrag zwar enthalten ,aber eine Reihe ven Aerzten namentlich die Armen- ¬

ärzte sind ven den günstigenAvancementsverhältnissenausgeschlessen
Bei der allgemeinen Regulierung der Beamtengehalte hätte auchdie
RegulierungderArmenärztedurchgeführtwerdenmüssen .Eigentümlthberührt
es ,dass auch ein Grossteil jener Personen ,welche in die 6 .Rangsklasse
einbezegenwerdensollen ,so die Primarärztein denSpitälern ,erst aufdie
allgemeine Regulierungwarten müsen .Ich finde es eigentümlich ,dass ,wenn
schoneineRegulierungdurchgeführtwird ,es nicht so geschieht ,dassalle
befriedigt werden .Ich bin mit denheutigenAnträgeneinverstandenundbe- ¬
halte mir vor ,bei der Abwicklung der allgemeinen Beamtenfragennoch

weiter ,zusprechen.IcherwartedievollständigeRegulierungimSinneder
ven den Aerzten übergebenen Denkschrift ,die deren Wünschebeinhaltet .

VB.HossreferiertüberdieAbänderungdeserstenSatzesdes§24der
DienstpragmutikfürdieGemeindebeeamtenundDiener ,diederenGelöbnis
fermel vorschreibt ,imSinneder seinerzeit vemprovisorischenGemeinderat
beschlossenen neuen Gelöbnisformel .( Angenommen )

VB .Hossberichtet weiterübereinenZuschusskreditven50 . 000K
ausserdenbereits bewilligten222 . 210Kfür die Errichtungder Brückeüber
diealteDonau.(Angenommen)

StR .Schmidreferiert überdenAusbauderZiegeleian . inZillings
derfundbeantragtfürdiebevorstehendeErweiterungdurchEinführungdes
Bührer' schenSchnellbrennverfahrensundAustellungdreierTrockenschuppen
ienKestenaufwandvonüber95. 000Kronenzubewilligen.(Genehmigt)

Der Saukredit für die Ausgestaltung des Naschmurktes wird um 40 . 000K

erhöht

NacheinemAntragedes StR .Schmidsoll der Regierungin einerReihe
ven Anträgendie Stellungsnahmeder GemeindeWienzur RegelungderBau- ¬
tätigkeit währendder Uebergangswirtschaftbekanntgegebenwerden.

GR.Biberwendetsichworallemdagegen,dassVorräte,welchebei
einem Händler oder Baugewerbetreiebdenden lagern ,zwangsweise vonder

Regierungergriffenwerdenkönntenundstellt denZusatz„ jedenfallswäre
venderzwangsweisenErfassungderlagerndenVorräteAbstandzunehmen.
Ferner spricht der Rednergegenden WirtschaftsverbanddesBaugewerbes
welchernur einen ganzlsinen Teil vonBaugewerbetreibendenvereinigeund
beantragt ,kiesen Verband aufzulosen .Er wünscht ferner die Aufnahmeeines

Passuses ,dasssichdieGemeindeWiengegendieErrichtungeinerBauten-¬
prüfungsstelleausspreche.

GR .Melcher Die Errichtung einer Bautenprüfungsstelle wäre unbedingt z

zu unterlassen .Ich vermisse in dem heutigen Referat eine solche Aeusserung
ich beantrage daher folgende Winachaltung :„ Gegen die Errichtung einer

Bautenprüfungsstelle spricht sich der Gemeinderat mit Rücksicht aufdie
geändertenVerhältnisseegenüberjener Zeit ,wodieselbe geplant war ,auz . "
Sie war geplant vor dem Zusammenbruchdes Staates .Für die Uebergangs - ¬
wirtschafthättesie etwasbedeutet ,daBautenerrichtetvwordenwären,
vonbeuten ,wieKriegsgewinnern. . w.unddiese hättendanndasgesamte
Material ,welchesvorhandenwar ,sowie das aus der Sachdemobilisierungwr
Verfügung stehende aufgebraucht und Wohlfahrtsinstitute oderKleinwohnungen
wärenamBauverhindertworden ,hätte mannicht eine Stelle gehabt ,die
sagt ,DieserBauist notwendigodererk kannunterbleiben .DieNotwendig -¬
keit ,eine selche Stella zu errichten ,halte ich heute für vollkomen

überflüssig ,weil wir vorerst über kein Material verfügen undweiters ,
weilwirfreh sein müssen ,wennüberhauptjemandbaut ,damitwirunsere
Arbeiter beschäftigen können und die Arbeitslosen in Stellungenbringen .

Ichbitte daher ,meinenAntragzuAkzeptierenunddiesumsomehr,dabeieiv
solchenStellednrAparatein fürchterlichewäreunddasjedesPrejekt ,
beveres zur Ausführungkämeinfolgeder vielenStellendie es zupassteren
hätte ,frühersterbenwürde - .IchkommenunzueinemandernFunktundzwar
zur Wirtschaftsstelle über die auch Kolege Biber gesprechen hat -Wasden

staatlichen Wirtschaftsverbandbetrifft so trifft bei ihmdasselbe zuwie
bei der Bauprüfungsstelle -Aucher wurde vor demZusammenhanggegründet
umdie Güteraus de Sachdemobilisierungzu übernehmenundsie iw dierichti
gen Händezu verteilen .Nunsind aber nicht die Voraussetzurgeneingetrod .
fen unter denender Verbandgegründet wurde -Er konnte bis heutenichts
leisten ,da aus der Sachdemobilidierung kein Material kommt .Man kann aber

nicht sagen ,dass der Wirtschaftsverbandnichts leisten kannundwird -



AnzgatedesitaljenischemReisesfürWinfestbamittelte:
Der von der italienischen Missionder GemeindeWienals Sstergeschenk
für die KermatenderArmenderStadtWienzurVerfügunggesteilte
ReisgelangtEndedieserWocheundindenerstenTagendernächstenWoche
zurVerteilung .

ImEinvernehmenmit demStaatsamtefür Volksernährungundder

GemeindeWienhatdieitalienischeMissionwerfügt,dasszunächstalle
drei GruppenderMindestbemitteltenberücksichtigtwerdenundzwarer¬
haltendieersteundzweiteGruppe( grüneundblaueEinkaufscheine )
kgReisproKopfunddiedritteGruppe( brauneEinkaufscheine)

1/4 kg Reis pro Kopf .DieAbgabeerfolgt unentgeltlich bei denstädtischen
MehlabgabestellenundKonsumentenorganisationengegenVorweisungder
MehlbezugskarteundAbtrennungder Ziffer "5 "des neuengrünen
blauenoderbraunenEinkaufscheines.DieLeitungenderKonsumentenorgami-¬
sationenhabensichwagender-ReiszuweinungandasBewirskwirtschaftsamt
Stelle 2 denGemeindeWienzu wenden .Ausserdemerhaltendieoffenen
Kriegsküchenunddie unentgeltlichenAusspeisentelleneinederTeilneh¬
merzahlentsprechende ZuweisungvonReis ,sodassa le durchdieseKüchen
undAusspeisestellenverköstigtenPersonenzumOsterfesteeineReismahl-¬
zeiterhalten .DernachdieserAufteilungeventuellverbleibendeRestdieser
SpendewirdaneinzelneWohlfahrsinstitute,welcheKinderverpflegen,
abgegebenwerden.

ErwarbisjetztinjederTätigkeitgehemmt.Möglichundwahrschein.
lichist esaberdaser fürdasGewerbevielleistenkann ,wenner
sämtlcheGewerbeumfaßteErsoll HohstoffeimGreßeneinkaufenund
verteilen ,soist gleicheineMehrleistungfürihngeschaffen,ersoll
ausgebautwerden ,obdies abermögichsein wirdentziehtsichaber
meinerBeurteilung - Aberschenheute. . .ihn sterbenlsssen wäreein
Fehler .Zumindestensein Gutes hat er gebracht und das ist die
Inaugurierung der Arbeitsvermittlung -Ich bitte sie dahermeinem

Zusatzantragzuakzeptieren.
- -SieglstelltzunächtfolgendenAntrag:ZurerdnungegemäßenAb

wicklungder Bautätigkeitbei semjetztigenBeusteffmangelwäredie
ErrichtungeinerBautenprufungstellesehrnützlich .Wenntrotzdemde
ErrichtungeinersolchenStelle nichtgugestimmtwerdenkann:deswege
weilmitdemheutigenschwerfälligenbureaukratischenApparatder
ZweckeinessolchenApparatesnachdenErfahrngenmitdenZentralen

nicht erreiht werdenkann . “Rednerbetont danmdie Notwendigkeit ,daß
eine gesetzliche HandhabezumEingreifen in die Preduktien dærwichtig .
stenBaustoffebeseht,insbesendersbeiZiegelundZement,derenEr.
zeugungin derHandvonKartellenlaegt ,underklärtsichmitdemAn.
trag überwegenzwangsweiserErfassungdeLagerverräteeinverstanden,
wünschtaberdenZusatzamtrag„ soweitsiedenverraussichtlichen
BedarfdesEigentümersdesMaterialsnehtwesentlichuberschreiten.
DerRednerfährt dannGert :DerWirtschafsverbandimBaugewerbesoll
imGreernundganzeneinewirtschaftlicheZwangserganisatiendarstel.
len ,weilesdenBauunternehmrninOesterreichinUegensatzzudemArbeiternbishernichtgelungenist ,sicheinegemeinsamewirte

schaftliche
schaftlichenOrganisatienzuschaffen.EsisteinalterTraumder
Beuunternehmer,einenEinflußaufdieMatsialgewinnungzuerlangen,
umbei einen eventuell großemKampfeine Matrialsperre durchführen

zukönnen.Wenmichdafurbin ,daßdieserwirtschaftsverbandaufrecht
erhaltenbleibenmuß,soausdemGrunde,weildieArbeitsvermittlung

unlösbarandasBestshendlesMiftschaftaverandesgeknüpftist .Im
übrigenbinichdarMeinung,daßuberdenwirtschaftsverbandnichtsecn
meweiteszur TageserdnungüberfegangenwerdenkannweileineGruppe
venUnternehmernihn michtwill
NachdemSchlußwortedesBericherstatters St- -Schmeiderwerdendie
Referentenanträge und die Zusa zanträge der GemeinderäteMelcher

( betreffend Bautenprüfungsstelle )und Biber ( betrffendzwangswise
ErfassungderLagrvorräte)angenemmen,derdiesbezüglicheZusatz
antragdes - H-Siegelwirdabgelehnt . -DieAnträgeEiberbetreffend
Auflösungdes WirtschaftsveranlesundSiegelbetreffendErrichtung
der Bautenprüfungsstellewerdean denStadtratgewissene

- . VaugeinberichtetüberdieEinführungdes-Stundentages
in jenenBetriebenundAmsaltender Gemeindein denenerbisher
nechnichteingeführtwurdeunddiedemWortlautdesGesetzeszufelge
dafür nicht in BetrachtkommenEsmußtehiebeieinUnterschiedder
züschendermanuellenArbeitunddemSicherheitsdienstegemachtwer.
den .DieVerhandlungenführtenallezudenEinvernehmenmitdenBe-¬
diensteten .Der FimanzelleEffekt für diese Einführungbeläuft sich
aufca -10MillienenKrenen,sodasssickfürdieEinführungdes-Stun-¬
dentagesin allenBetriebeneineGesamtsummsvenzusammen27Millie-¬
nenKrenenergibt .DievonderReferentengeselltenAnträgewurden

angenommen.
- B -Reumannberichtet über die Subventienen für Auswanderer .

DieDirektiendesLandwirtscheftsamtesist vorläufigermächtig10
Mitgliedendesins LebengerujenenAuswandererverhamdes ,diesich
als Arbeiter die netwendigenGrundbegriffederlandwirtschaftlichen
Betriebsführung anzueignengejeneken ,Freiplätze auf den vonihnen
bewirtschaftetenGüterzugewähren,daßdiegesamteVerpflegungals
Gegenwertder für die zu vollbtingenden Arbeiten durch dieGemeime
getragen wird .Sollte im Laufe der Zeit eine BesserungderUnterkunft-¬
möglichkeiteneintretenodersellte die ErwerbunfgweitererGüter
stattfindense kanneineErhöhungder FreiplätzePlatzgeeifen .
DemUnternehmenwirdvorläufigeineSubventionvon5000Krenenvor-¬
züglichzur Bestreitungder nachAmerikazu entsendendenStudien-¬
kemmissiongewährt .NachRückkehrderselbenundErstattungeinesweite
ren Berichtesüberdie Erfolgeerklärt sich der Gemeinderatin derVer-¬
aussetzungdaßauchandereöffentlicheFakterenwiederStaatdemUn-¬
ternehmeneineentsprechendefinanzielleFörderungangedeihenlassen,
bereit ,einen weiteren Betrag zur Förderung des Unternehmenszu

widmen,insbesanderszurErmöglichungdesTeilnahmeunbemittelter
WienerzurSchaffungvenWehlfahrtsinstitutenbestimmtenSicherheits-¬
fend .DebezüglichenAnträgewurdenangenemmen.- B.ReumannerstatteteinenBerichtüberdieBewilligungvon
DarlehenimGesamtbetrageven3 MillienenKrenenzurBesserungdermateriellenLagederWienerKinderspitäler.DieAnträge ,dieGemeinde
Wienist unter der Bedingung ,der Staat undLandgleichhoheBeträge
zu leisten bereit demLespoldstätter Kinderspital 45000 Kronen ,dem
St -AnnaKinderspital60000K ,demRudolfkinderspital70,000 : Kunddem

Karolinenkinderspital60,000KalsunverzinslichesDarlehenaufdie
Dauer eines Hahres zu gewähren ,werdenangenommen.

. S.ReumannberichtetüberdieBewilligungeinesBeitrages
von4MillionenKronenzurDeckungdesVerpflegskostenabgangesbei
denKrankenkassen. LiegestelltenAnträgewerdenwagenehmigt,wenn
auchdasLandundderStaatsichbeeiterklärendengleichenBetrazu
gewähren .DerKranknansaltfondmußauf seineKostensewohldenBetrieb
in denneuzuschaffendenandasKrankenhausRudolfstiftunganzuschlies-¬
sendenKrankenanstältenin denGebäudenderfrührenMilitärakademieund

der Militär Oberrealschule in der Beerharegasse mit rund 500Betten
undin mehrerenBarakenmiteiner Bettenanzahlvonzusammenungefähr
20desKriegsspitalesin Simmeringübernehmen.

NacheinemAntragedesStadtratesTomolawerdenzumAnkaufvon
Fürsergeerferdernissen ,LebensmittelnundStoffen 500000 . - -Kronen
als Zuschusskreditbewilligt unddemJugendamteder Stadt Wienzur
Verfügunggestellt .

DervonStadtrat SpalevskyvorgelegteArbeitsvertragfürdie
städtischen Steinbrüchein Oberösterreichwrdgehehmigt.

STDTR.WchwerberichtetberichtetüberdieDienstzeitanrechnung
für Kriegaushelfer derstdät .Feuerwehr.

GR.HeiderwendetsichgegendenAusdruck,imGnadenwege".
DieKriegsaushelferverdienenvoll undganzdieseBegündtigung,die
Gnaden“solltensichdochinderRepublikschonaufhören.

STR.Schwererklärt ,derAusdruckseiirrtümlichindieVorla-¬
gehereingekommenunder sei für dieStreichung.

DerReferentenantragwirdgenehmigt.
DievondemselbenReferentenvorgelegtenAnträgeüberdie

NeusystemisierungdesStandesderstädtischenFeuerwerhanlässlich
er Einführungdes24stündigenDiensteswerdengenehmigt .Damitist
dieTagesordnungerschöpft.
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